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A. Aus der Gesetzgebung

Der Beitragssatz für das Jahr 2008 beträgt

• in der allgemeinen Rentenversicherung 19,9 Prozent und

• in der knappschaftlichen Rentenversicherung 26,4 Prozent.

Artikel 1 (Aufhebung des Gesetzes über die Eingliederung des Saarlandes), Artikel 2 (Aufhebung des Gesetzes zur Einfüh­
rung von Bundesrecht im Saarland) und Artikel 3 (Aufhebung des Gesetzes über Ermächtigungen zum Erlass von
Rechtsverordnungen) werden aufgehoben.

ArtikelS

Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes

In § 3 Abs. 2 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes werden nach dem Wort "besitzen" die Wörter "oder bis zum 3. Oktober
1990 in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet die Befähigung als Diplomjurist erworben haben und nach
Maßgabe des Einigungsvertrages einen gesetzlich geregelten juristischen Beruf aufnehmen dürfen" eingefügt.

Artikel 7

Aufhebung des Gesetzes über das Deutsche Rote Kreuz

Das Gesetz über das Deutsche Rote Kreuz wird aufgehoben.

Uenwsgebcl-: ,Juristischcr Vcrlag BCI-ger, RA \V. Berger

Postfachadresse:
PostL1Ch 230320
45071 Essen

H.ausadressc:
Heinrich+leld-Slraße 34
45133 Essen

Telefon (020 I) 42888
(tags und nachts)
oder (0201)425268

Info und Bestellg. (zum Nulltarif):
11800/1185612
relcfax (0201) 413150

Internet:
y.,'ViW.j urverlag -berger. de
bric lkasten :fiJj urverl ag·berger.de

Joachim Lauenburg
Schreibmaschinentext
Rechtsanwälte Lauenburg & Kopietz
Elbchaussee 87
22763 Hamburg

Tel. 040 / 39 14 08
Fax. 040 / 39 14 07
www.ihr-anwalt-hamburg.de



- PR 01/08 -

Artikel 9

Aufhebung des Gesetzes über die Führung akademischer Grade

(1) § 6 des Gesetzes über die Führung akademischer Grade wird wie folgt gefasst:

,,§ 6

Die Länder können abweichende Regelungen zu diesem Gesetz und den zu seiner Ausführung erlassenen Bestimmun­
gen, soweit es sich um Bundesrecht handelt, erlassen."

(2) Das Gesetz über die Führung akademischer Grade wird als Bundesrecht aufgehoben.

Artikel 10 (Aufhebung der Verordnung zur Durchfüllrung des Gesetzes über die Führung akademischer Grade) und Artikel 11
(Aufhebung des Gesetzes über die Presse) werden aufgehoben.

Artikel 17

Aufhebung formellen Hinterlegungsrechls

(1) § 39 der HInterlegungsordnung wird wie folgt gefasst:

,,§ 39

Die Länder können abweichende Regelungen zum Hinterlegungsrecht, soweit es sich um Bundesrecht handelt, erlassen."

(2) Als Bundesrecht werden aufgehoben

1. die Hinterlegungsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 300-15, veröffentlichten bereinig­
ten Fassung, zuletzt geändert durch Absatz 1 dieses Artikels,

2, die Verordnung zur Durchführung der Hinterlegungsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnum­
mer 300~15-1, veröffentlichten bereinigten Fassung und

3. die Zweite Verordnung zur Durchführung der Hinterlegungsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 111,
Gliederungsnummer 300-15-2, veröffentlichten bereinigten Fassung.

Artikel 18

Aufhebung des Gesetzes, betreffend die Beglaubigung öffentlicher Urkunden

Das Gesetz, betreffend die Beglaubigung öffentlicher Urkunden wird aufgehoben.

Artikei 19

Änderung des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche

Dem Artikel 229 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche wird folgender Absatz 11 angefügt:

,,(11)Nicht unangemessen hoch im Sinn des § 5 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 sind Entgelte für Wohnraum im Sinn des
§ 11 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der Miethöhe in der bis zum 31. August 2001 geltenden Fassung, die

1. bis zum 31. Dezember 1997 nach § 3 oder § 13 des Gesetzes zur Regelung der Miethöhe in der bis zum 31. August
2001 geltenden Fassung geändert oder nach § 13 in Verbindung mit § 17 jenes Gesetzes in der bis zum 31. August
2001 geltenden Fassung vereinbart oder

2. bei der Wiedervermietung in einer der Nummer 1 entsprechenden Höhe vereinbart worden sind, Für Zwecke des
Satzes 1 bleiben die hier genannten Bestimmungen weiterhin anwendbar."

Artikel 20

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 50 durch folgende Angaben ersetzt:

,,§ 50 Bekanntmachung des Vereins in Liquidation

§ 50a Bekanntmachungsblatt".

2. § 50 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

Herausgeber: ,Juristischer Verlag Berger, RA W. Berger

Postfachadresse:
Post!~lCh 230320
4507 J Essen

I-lausadresse:
Heinrich-llcld-Slraße 34
45133 Essen

Telefon (0201) 42888
(tags und nachts)
oder (0201) 425268

InJ(j Lind Bestellg. (zum Nulltarif)­
0800 I I] 856] 2
Telefa:\ (020!) 413 j 50

Internet
ww\v.j urverlag-bergcr.de
brie fk asteni~~J Ll rverl ag-be rge r_dc



- PR 01/08 -

§ 50

Bekanntmachung des Vereins in Liquidation

b) In Absatz 1 Satz 3 wird nach den Wörtern "bestimmte Blatt" der Satzteil" , in Ermangelung eines solchen durch das­
jenige Blatt, welches für Bekanntmachungen des Amtsgerichts bestimmt ist, in dessen Bezirk der Verein seinen Sitz
hatte" gestrichen.

3. Nach § 50 wird folgender § 50a eingefügt:

§ 50a

Bekanntmachungsblatt

Hat ein Verein in der Satzung kein Blatt für BBkanntmachungen bestimmt oder hat das bestimmte Bekanntmachungsblatt
sein Erscheinen eingestellt, sind Bekanntmachungen des Vereins in dem Blatt zu veröffentlichen, welches für Bekannt­
machungen des Amtsgerichts bestimmt ist, in dessen Bezirk der Verein seinen Sitz hat."

4. In § 53 wird die Angabe ,,§§ 50 bis 52" durch die Angabe ,,§§ 50, 51 und 52" ersetzt.

Artikel 21

Auflösung des Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Arbeitsgerichtsgesetzes

Artikel 3 § 1 des Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Arbeitsgerichtsgesetzes wird aufgehoben.

Artikel 22

Auflösung des Gesetzes zur Änderung unterhaltsrechtlicher, verfahrensrechtlicher und anderer Vorschriften

Die Artikel 6 und 7 des Gesetzes zur Änderung unterhaltsrechtlicher, veriahrensrechtlicher und anderer Vorschriften werden
aufgehoben.

Artikel 23

Auflösung des Familiennamensrechtsgesetzes

Der Artikel 7 des Famil!ennamensrechtsgesetzes wird aufgehoben.

Artikel 28

Auflösung des Gesetzes zur vereinfachten Abänderung von Unterhaltsrenlen

Artikel 5 §§ 2 und 3 Satz 2 des Gesetzes zur vereinfachten Abänderung von Unterhaltsrenten wird aufgehoben.

Artikel 29

Aufhebung der Verordnung zur Durchführung des § 23 des Gesetzes über die Errichtung
von Testamenten und Erbverträgen

Die Verordnung zur Durchführung des § 23 des Gesetzes über die Errichtung von Testamenten und Erbverträgen wird aufge­
hoben.

Artikel 30

Änderung des Handelsgesetzbuchs

In § 367 Abs. 1 Satz 3 des Handelsgesetzbuchs werden nach dem Wort "Namensaktien" das Komma durch das Wort "und"
ersetzt und die Wörter "und Reichsbankanteilscheine" gestrichen.

Artikel 37

Aufhebung von Bekanntmachungen über die Ausgabe von Banknoten

Folgende Bekanntmachungen werden aufgehoben:

1. Bekanntmachung über die Ausgabe einer neuen Bundesbanknote zu 5 Deutsche Mark in der im Bundesgesetzblatt Teil
111, Gliederungsnummer 4131-1, veröffentlichten bereinigten Fassung,

2. Bekanntmachung über die Ausgabe einer neuen Note zu 5 DM in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer
4131-1-1, veröffentlichten bereinigten Fassung,

3. Bekanntmachung über die Ausgabe einer neuen Bundesbanknote zu 10 Deutsche Mark in der im Bundesgesetzblatt Teil
111, Gliederungsnummer 4131-2, veröffentlichten bereinigten Fassung,

4. Bekanntmachung über die Ausgabe einer neuen Banknote zu 10 DM - 11. Ausgabe in der im Bundesgesetzblatt Teil 111,
Gliederungsnummer 4131-2-1, veröffentlichten bereinigten Fassung,
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5. Bekanntmachung über die Ausgabe neuer deutscher Banknoten in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer
4131-2-2, veröffentlichten bereinigten Fassung,

6. Bekanntmachung über die Ausgabe einer neuen Bundesbanknote zu 20 Deutsche Mark in der im Bundesgesetzblatt Teil
111, Gliederungsnummer 4131-3, veröffentlichten bereinigten Fassung,

7. Bekanntmachung über die Ausgabe einer abgeänderten Form (111. Ausgabe) der Banknote zu 20 DM in der im Bundesge­
setzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 4131-3-1, veröffentlichten bereinigten Fassung,

8. Bekanntmachung über die Ausgabe einer neuen Bundesbanknote zu 50 Deutsche Mark in der im Bundesgesetzblatt Teil
111, Gliederungsnummer 4131-4, veröffentlichten bereinigten Fassung,

9. Bekanntmachung über die Ausgabe einer neuen

Banknote zu 50 Deutsche Mark - 111. Ausgabe in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 4131-4-1, veröf­
fentlichten bereinigten Fassung,

10. Bekanntmachung über die Ausgabe einer neuen Bundesbanknote zu 100 Deutsche Mark in der im Bundesgesetzblatt
Teil 111, Gliederungsnummer 4131-5, veröffentlichten bereinigten Fassung und

11. Bekanntmachung über die Ausgabe einer neuen Note zu 100 DM in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnum­
mer 4131-5-1 , veröffenttichten bereinigten Fassung.

Artikel4B

Änderung des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes

Das Vierte Strafrechtsänderungsgesetz wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift des Gesetzes wird wie folgt gefasst:

"Gesetz über den Schutz der Truppen des Nordatlantikpaktes durch das Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht (NATO­
Truppen-Schutzgesetz - NTSG)".

2. Artikel 7 wird § 1 und wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aal In Satz 1 werden das Komma durch das Wort "und" ersetzt und die Wörter "und der im Land Berlin anwesen­
den Truppen einer der Drei Mächte" gestrichen.

bb) In Nummer 1 Satz 2 werden die Wörter "oder im Land Berlin" gestrichen, nach den Wörtern "dessen Sicher­
heit" das Komma durch das Wort "oder" ersetzt und die Wörter "oder die Sicherheit der im Land Berlin anwe­
senden Truppen einer der Drei Mächte" gestrichen.

ce) !n Nummer 2 werden die Wörter "Vertragsstaat, seine in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Trup­
pen oder die im Land Berlin anwesenden Truppen einer der Drei Mächte" durch die Wörter "Vertragsstaat oder
seine in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen" ersetzt.

dd) In Nummer 3 werden die Wörter "Vertragsstaates, seiner in der Bundesrepublik Deutschland stationierten
Truppen oder der im Land Berlin anwesenden Truppen einer der Drei Mächte" durch die Wörter "Vertragsstaa­
tes oder seiner in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen" ersetzt.

ee) In Nummer 4 werden die Wörter "Vertragsstaat, seine in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Trup­
pen oder die im Land Berlin anwesenden Truppen einer der Drei Mächte" durch die Wörter "Vertragsstaat oder
seine in der Bundesrepubiik Deutschland stationierten Truppen" ersetzt.

ff) In Nummer 6 werden die Wörter "oder der im Land Berlin anwesenden Truppen der betroffenen Macht" jeweils
gestrichen und die Wörter "Vertragsstaates, seiner" durch die Wörter "Vertragsstaates oder seiner" ersetzt.

gg) In Nummer 7 werden die Wörter "oder der im Land Berlin anwesenden Truppen der betroffenen Macht" gestri­
chen.

b) In den Absätzen 2 und 3 werden jeweils die Wörter "und der im Land Berlin anwesenden Truppen einer der Drei
Mächte" gestrichen.

3. Artikel 7a wird § 2 und die Wörter "und der im Land Berlin anwesenden Truppen einer der Drei Mächte" werden gestri­
chen.

4. Artikel 8 wird § 3 und die Angabe "Artikel?" wird durch die Angabe ,,§ 1" ersetzt.

5. Artikel 9 wird § 4 und wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe "Artikel?" durch die Angabe ,,§ 1" ersetzt.
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b) In Absatz 2 werden die Angabe "Artikel 7" durch die Angabe ,,§ 1" und die Wörter "Vertragsstaat, seine in der
Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen oder die im Land Berlin anwesenden Truppen der betroffenen
Macht" durch die Wörter "Vertragsstaat oder seine in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen" ersetzt.

c) In Absatz 3 werden die Wörter "oder der im Land Berlin anwesenden Truppen der betroffenen Macht" gestrichen.

Artikel 49

Auflösung des Ersten Gesetzes zur Reform des Strafrechts

Die Artikel 3 bis 8,86 bis 91, 93 bis 100 und 103 des Ersten Gesetzes zur Reform des Strafrechts werden aufgehoben.

Artikel 50

Auflösung des Vierten Gesetzes zur- Reform des Strafrechts

Die Artikel 7 bis 11 des Vierten Gesetzes zur Reform des Stran-echts werden aufgehoben

Artikel 51

Änderung des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch

Das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch wird wie folgt geändert:

1. Artikel 315a wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst.

Artikel 315a

Vollstreckungs- und Verfolgungsverjährung für in der Deutschen Demokratischen Republik verfolgte und abgeurteilte
Taten; Verjährung für während der Herrschaft des SED-Unrechtsregimes nicht geahndete Taten".

b) Foigende Absätze 4 und 5 werden angefügt:

,,(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für Taten, deren Verfolgung am 30. September 1993 bereits verjährt war.

(5) Bei der Berechnung der Verjährungsfrist für die Verfolgung von Taten, die während der Herrschaft des SED­
Unrechtsregimes begangen wurden, aber entsprechend dem ausdrücklichen oder mutmaßlichen WiHen der
Staats- und Parteiführung der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik aus politischen oder sonst mit
wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbaren Gründen nicht geahn­
det worden sind, bleibt die Zeit vom 11. Oktober 1949 bis 2. Oktober 1990 außer Ansatz. In dieser Zeit hat die
Verjährung geruht."

2. Nach Artikel 316b wird folgender Artikel 316c eingefügt:

"Artikel 316c

Übergangsvorschrift zum Dreißigsten Strafrechtsänderungsgesetz

§ 78b Abs. 1 des Strafgesetzbuches in der Fassung des Artikels 1 des Dreißigsten Strafrechtsänderungsgesetzes gilt auch für
vor dem Inkrafttreten des Dreißigsten Strafrechtsänderungsgesetzes am 30. Juni 1994 begangene Taten, es sei denn, dass
deren Verfolgung zu diesem Zeitpunkt bereits verjährt ist."

Artikel 52

Aufhebung des Zweiten Gesetzes zur Berechnung strafrechtlicher Verjährungsfristen

Das Zweite Gesetz zur Berechnung strafrechtlicher Verjährungsfristen wird aufgehoben.

Artikel 53

Auflösung des 2. Verjährungsgesetzes

Der Artikel 2 des 2. Verjährungsgesetzes wird aufgehoben

Artikel 54

Auflösung des Dreißigsten Strafrechtsänderungsgesetzes Verjährung
von Sexualstraftaten an Kindern und Jugendlichen

Der Artikel 2 des Dreißigsten Strafrechtsänderungsgesetzes - Verjährung von Sexualstraftaten an Kindern und Jugendlichen ­
wird aufgehoben.
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1. Das neue Versieherungsvertragsgesetz (VVG, BGBI. I, 2631) stärkt die Rechte der Versi­
cherten gegenüber den Versicherern und verbessert die Transparenz im gesamten Versicherungs­
recht. Für die Lebensversicherung werden die Vorgaben des BVerfG aus den Urteilen vom
26.07.2005 (NJW 05, 2363; NJW 05, 2376) umgesetzt. Alle Versicherten werden von den neuen
Regelungen zur Betei ligung an den Überschüssen einschließlich der Bewertungsreserven profitie­
ren, und das unmittelbar ab Inkrafttreten (01.01.2008) des Gesetzes.

2. Eine wichtige Änderung, die die Novelle erst kurz vor Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens
erfahren hat, betrifft den Direktanspmch in der Pflicht-Haftpflichtvel·sicherung. Auf Empfeh­
lung des Rechtsausschusses hat der Deutsche Bundestag den allgemeinen Direktanspruch, wie er
noch im Regierungsentwurf vorgesehen war, auf Fälle begrenzt, die aus Verbrauchersicht beson­
ders wichtig sind: Geschädigte haben einen solchen Anspruch gegen den Versicherer (wie bisher)
in der KfZ-Pflicht-Haftpfliehtversicherung und (neu) wenn der Schädiger insolvent oder unbe­
kannten Aufenthalts ist (§ 115 I VVG).

3. Nicht alle Folgeänderungen, die dadurch in anderen drittschützenden Vorschriften nötig wurden,
konnten in der VVG-Novelle selbst berücksichtigt werden. Einige Folgeregelungen wurden in das
Zweite Gesetz zur Ändenmg des PflichtversIcherungsgesetzes aufgenommen. Der Deutsche
Bundestag hat dieses Gesetz am 11.10.2007 beschlossen, es wird ebenfalls demnächst in Kraft tre­
ten. Damit ist sichergestellt, dass Geschädigte auch außerhalb des Direktanspruchs weiterhin hin­
reichenden Schutz erfahren.

4. Darüber hinaus sind nunmehr die Versicherer verpflichtet, ihre Kunden künftig vor Vertrags­
schluss umfassend zu beraten und zu informieren. Welche Informationen zu erteilen sind, regelt
die VVG-Informatiol1spflichtenverordmmg, die in diesen Tagen verkündet wird. Die darin vor­
gesehene Offel1legung der Kosten in der Lebens-, Berufsunfähigkeitsnnd Krankenversiche­
rung ist ein weiterer, wichtiger Schritt zu mehr Transparenz im Versicherungswesen. Zugleich
werden berechtigte Erwartungen der Öffentlichkeit erfüllt, wie sie auch in anderen Bereichen ge­
äußert werden, etwa bei den Banken (Finanzmarktrichtlinie-Umsetzungsgesetz vom 16.07.2007
und Wertpapierdienstleistungs-, Verhaltens- und Organisationsverordnung vom 20.07.2007). Mit
dem Produktinformationsblatt erhält der Verbraucher erstmals auch eine knappe, verständliche Er­
läuterung des von ihm ins Auge gefassten Vertrags.
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B. Aus der neuen Rechtsprechung

ZIVILRECHT

§ 234 I 2 ZPO ist dahin auszulegen, dass bei versäumter Berufungsfrist die Frist zur Nachholung der
Bcmfungsbegriindung erst ab Mitteilung der Entscheidung iiber den Antrag auf Wiedereinset­
zung gegen die Versäumung der Berufungsfrist läuft.

Das Akteneinsichtsrecht der Parteien umfasst auch den vollständigen Inhalt einer vom gerichtlich
bestellten Sachverständigen ausgewerteten und teilweise zum Gegenstand seines Gutachtens gemach­
teneD-ROM.

"Zwar ::ahfen zu den Prozessakten nicht die von den Parteien eingereichten Originalurkunden, da diese wieder an die
Par/ei zurückzugeben sind (Schneider MDR 84. 109; MüKo-ZPO/Prütting, 2. Auf!., § 299 Rn 5); jedenfaUs in analoger
Anwendung des § 299 f ZPO steht den Parteien aber auch ein Einsiehtsrecht in Originalurkunden zu, soweit diese im
Prozess - insbesondere als Beweismittel- veryvendet rverden. Entsprechendes gilt auchfür Augenscheinsobjekte, wie Licht­
hilder oder Röntgenbilder, sofern diese in irgendeiner Form zu Entscheidungsgrundfage werden können, sei es auch in
Verbindung mit einem Sachverständigengutachten

So verhält es sich vorliegend mit der Lichtbilderdatei: Diese hat zwar der gerichtlich bestellte Sachverständige unmittelbar
von dem vorgerichtlich für den Kr tätigen Schadensgutachter bezogen. Gleichwohl stellt die Datei einen Teil der Prozess­
akten dar, denn der in der Praxis gängige Weg gerade in Verkehrsunfallsachen, wo sich regelmäßig der gerichtlich
bestellte Sachverständige eventuell nicht von den Partein zur Akte gereichte Schadensunterlagen direkt bei einem
vorgerichtlich tätigen Sachverständigen "besorgt ", stellt nur eine Verkürzung des eigentlichen Weges zur
In[ornllltioflsbescluiffung dar, der so aussieht, dass die Parteien diese Unterlagen aufAnforderung des Sachverständigen
zur Gerichtsakte reicht, das Gericht diese sodann dem Sachverständigen zur Verfügung stellt. Auf diesem Wege werden
derartige Un/erlagen - egal ob Urkunden, Lichtbilder oder Lich/bilddateien - Akteninhalt i.S. VO/1 § 299 ! ZPO und
unterliegen damit dem Akteinsichtsrecht" (OLG Schleswig aaO).

1. Nach Einspruch gegen einen VoUstreckungsbescheid und Versäumung der im schriftlichen
Vorverfahren gesetzten Frist zur Verteidigungsanzeige darf gegen den Bekl. kein auf § 331 III
ZPO gestütztes (zweites) Versäumnisurteil ergehen.

2. Ein gleichwohl in dieser Weise erlassenes zweites Versäumnisurteil kann nicht mit dem Ein­
spruch angegriffen werden, sondern unterliegt allein der Berufung.
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Das aus dem BeruIilngsurteil ersichtliche Parteivorbringen - zu dem auch der in Bezug genommene
Tatbestand des erstinstanzlichen Urteils gehört - erbringt nach § 314 ZPO Beweis für das mündliche
Parteivorb,-ingen in der Berufungsinstanz (vgl. Musielak/Ball, ZPO, 5. Aufl., § 559 Rn 15 m.w.N.).
Dieser Beweis kann nur durch das Sitzungsprotokoll, nicht jedocb durch den Inhalt der Schriftsätze
entkräftet werden (BOlE 140,335 [339] = NJW 99,1339) .

., Se/bSf bei einem Widerspruch :nvischen ausdrücklichen" tathestandlichen" Feststellungen und in Bezug genommenem
Inhalt der vorbereitenden Schr{jfsätze geht der" Tatbestand" vor.

Eine et1-vaige Unrichtigkeit derartiger tlltbes'tlllldlicher Darstellungen im Berujimgsurteil kann l1Uf im Berichtigungsver­
fahren nach § 320 ZPO behoben werden (st. RSjJr., vgl. BGH NJW 01, 448 ~ WM 00.2070 [2072]; NJW 97, 1931; DtZ
95, 245 ~ LMIH. 8/1995 SchuldRApG NI'. I ~ ZIP 95, 961; NJW 94. 517 [519], jeweils zu der inholtsgleichen Vorgänger­
vorschrift des § 561 ZPO oF). Eine Veljahrensrüge nach § 551 III I NI'. 2 ZPO oder eine entsprechende veifahrensrecht­
liehe Gegcnrüge des Revisiol1sbekl., die mif ein im Berufungsurteil nur allgemein in Bezug genommenes schriJtsätzliches
Vorbringen gestützt "wird. kommt zur Richtigstellung eines derartigen !l1angels nicht in Betracht (vgl. auch A1usielakiBall,
§ 559 Rn 16; MüKo-ZPOIWenzel. § 559 Rn 4. § 551 Rn 23) .. (BGH aaO).

Wird ein Arbeitsvertrag auf Arbeitgeberseite

• olme den Zusatz "LV." oder einen sonstigen Hinweis auf eine Stellvertretung unterzeichnet und

• enthält der Arbeitsvertrag keine sonstige Angabe dahingehend, dass ein anderer der Arbeitge­
ber sein soll,

bleibt es bei der ArbeitgebersteIlung desjenigen, der den Arbeitsvertrag unterzeichnet hat.

Verursacht der Verkäufer gelegentlich der Nacherfililung durch Nachbesserung einen nicht voll­
ständig zu beseitigenden Sachschaden am Kaufgegenstand, so begründet dies nicht das Recht des
Käufers zum Rücktritt vom Kaufvertrag, sondern führt lediglich zu einem Schadensersatzanspruch.
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§ 261 n StGB ist als Schutzgesetz i.S. des § 823 H BGB anzusehen.

"Den Schutz eines anderen bezweckt eine Norm bereits dann, lvenn sie zumindest auch den Einzelnen oder einzelne Per­
sonenkreise gegen die Verletzung eines bestimmten Rechtsgutes schützen soll. Dafür kommt es nicht az{l die Wirkung,
sondern Gl{[ Inhalt und Zweck des Gesetzes sQ\.vie daraz(f an, ob der Gesetzgeber bei Erlass des Gesetzes gerade einen
Rechtsschutz, l-vie er lvegen der behaupteten Verletzung ;'1 Anspruch genommen wird, zugunsfen von Einzelpersonen oder
bestirnmten Personenkreisen gnvollf oder doch mit gewollt hat. Es genügt, dass die Norm auch das inFage stehende inte­
resse des Einzelnen schützen soll. mag sie auch in erster Linie das interesse der Allgemeinheit im Auge haben (vgl BGH
BGHR 04. 587 ~ MDR 04, 274 ~ NJW 04, 356. NJW 04, 1949)

Das ist nach den Motiven des Gesetzgebers bei § 26111 StGB der Fall: Danach bez}veckt er nicht nur inkriminierte Ge­
genstände praktisch verkehrsU/1fi:.ihig zu machen und die Rechtspflege zu schützen, sondern den Schutz des durch die Vor­
li/I verlelzlen Rechlsguls (vgf BT,Dr, [,2/989, 27/ Schönke/Schröder/Stree, StGB, 27 Auf/'. § 26/ Rn I,' OLG Frankfilrt
OLGR 04. 209)" (OLG Schleswig aaO).

STRAFRECHT

1. Im Strafverfahren darf eine gerichtliche Anordnung, den Betrag einer beschlagnahmten For­
denmg an den Verletzten einer Straftat auszubezahlen, nach dem Gesetz nicht ergehen. Eine
gleichwohl ergangene Anordnung dieses Inhalts ist nicht unwirksam.

2. Ergeht im Strafverfahren gleichwohl eine solche gerichtliche Anordnung, kann sich der Dritt­
schuldner gegenüber demjenigen, der auf Grund einer Abtretung des verurteilten Angek!. ein bes­
seres Recht und die Wirkungslosigkeit der gerichtlichen Anordnung behauptet, darauf berufen.
durch Befolgung der Anordnung beü'eiend geleistet zu haben, es sei denn, dass ihm die Abtretung
und bei ungewisser Rechtslage ihre Wirksamkeit bekannt gewesen ist.

Das Anwesenheitsrecht und damit die Anwesenheitspflicht eines Angekl. steht - abgesehen von den
in der StPO vorgesehenen Ausnahmen - nicht zur Disposition der Verfahrensbeteiligten. Es ist da­
her einer "konsensualen Regelung" nicht zugänglich.

"Eine unterbrochene Hauptverhandlung darfnur dann ohne den Angekl.fortgesetzt werden, wenn dieser ihr eigenmächtig
ferngeblieben ist, dh. ohne Rechtfertigung- oder Entschuldigungsgründe wissentlich seiner Anwesenheitspflicht nicht ge­
nügl haI (BGHSI 37,249 [251} ~ NJW 91, 1364/ BGHSt 46,81 /r ~ NJW 00,2830). Dabei obliegt es nicht dem AngekI.,
glaubhqfi zu machen dass sein Ausbleiben nicht aufEigenmächtigkeit beruht, diese ist ihm vielmehr nachzuweisen (BGHSt
/0,304 [305) ~ NJW 157,1325/ BGHSt 16, 178 [/801 ~ NJW 6/. /980) Es kommt auch nicht darau/an. ob das Gericht
Grund zur Annahme hatte, der Angekl. habe den Termin zur Fortsetzung der Hauptverhandlung vorsätzlich nicht wahrge-
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nonllnen, sondern allein darauf ob eine solche Eigenmächtigkeit i.S von § 231 Jl StFO tatsächlich vorlag (BGH StV 81,
3')3 [394])" (OLG Hamm aaO).

1. Dem Revisionsgericht muss für seine Entscheidung nach § 354 Ja 1 StPO ein zutreffend ermit­
telter, vollständiger und aktueller Strafzumessungssachverhalt zur Verfügung stehen.

2. Verfährt das Revisionsgericht nach § 354 Ia 1 StPO, so muss es seine Entscheidung jedenfalls
dann begründen, wenn die für die Strafzumessung relevanten Umstände und deren konkretes
Gewicht dem Angekl. sonst nicl:J.t nachvollziehbar wären.

3. Eine Strafzumessungsentscheidung des Revisionsgerichts ist ausgeschlossen, wenn zugleich
eine neue Entscheidung über einen fehlerhaften ScllIlldspmch erfolgen muss.

Aueh wenn das erkennende Gericht im Strengbeweis zu der Überzeugung gelangt, der zu verurteilen­
de Angeklagte habe zeitlich nach Begehung der abzuurteilendcn Tat eine anderweitig anhängige weite­
re Straftat begangen, verletzt deren Berücksichtigung bei der Bemessung der Strafe die Unschulds­
vermutung, wenn der Angeklagte nicht bzgl. der weiteren Straftat ein Geständnis abgelegt hat.

Das "bloll" rücksichtslose Überholen eines anderen Verkehrsteilnehmers stellt keine Nötigung i.S.
des § 240 StGB dar.

" Nach al/go M. clji'illcn bestimmte VerhalfEns"fviesen im Straßenverkehr den Strajiatbestand der Nötigung i.S. des § 240
StGB (vgl. Maatz NZV 06, 337 m. zahlr. Nachweisen). Das sind namentlich die Fälle, in denen ein Kraftfahrer dicht und
bedrängend aufseinen Vordermann auffährt (zuletzt BVerjG NJW 07. 1669 ~ NStZ 07,397 m.w.N. ~ DAR 07,386), seinen
Hintermann - aus welchen Gründen auch immer - absichtlich" ausbremst" oder vorsätzlich einen unerwünschten VeJfolger
"abdrängt". Gemeinsamer Nenner dieser und ähnlicher Fälle ist, dass die Einwirkung auf den anderen Verkehrsteil­
nehmer nicill die bioße Folge, sOlidem der Zweck des verbotswidrigeIl VerhaiteIls ist (vgl. BGHSt 7, 379 [380] ~ NJW
55. 1328. ßGHSt 21.301 [302] ~ NJW 67,2167. ßGHSt 41.231 [234] ~ NJW 96.203. BGHSt 48.233 [238] ~ NJW 03.
1613 ~ NStZ 03. 486; BGH VRS 64 [J983). 267 [268]; jew. zur Abgrenzung des gefährlichen EingriffS von der Gefähr­
dung des Straßenverkehrs; MüKo-StGB/Gropp/Sin, 2003, § 240 Rn 103. Horn/Walters. in SK-StGB, 7. Aujl. [2003]. § 240
Rn 7). Der Elj'olg - dass der andere den Weg/rei macht, bremsen muss oder nicht überholen kann -ist für den Täter "das
Ziel seines Handeins" (BGHSt 7. 379 [380] ~ NJW 55, 1328). Aufden "bloß" rücksichtsl.osen Überhol.er trifft das in aller
Regel nicht zu: Sein Ziel ist, schneller vorallzukommen. Dass dies au/Kosten anderer geschieht, ist nur die in Kauf ge­
nommene Folge seiner Fahrweise. Ein Schuldspruch wegen Nötigung scheidet in einem solchen Fall aus (tei/w. a.A. OLe
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Stullgart NJW 95, 2647 ~ NZV 95, 285,' OLC Köln NZV 95, 405, NZV 00, 99 ~ VRS 98 [2000}, 124r (OLC DüsseldOlf
aaO).

Schädigen die an einem Lastscnriftverfanren Beteiligten durch ihr betrügerisches Zusammenwir­
ken die Bank des aus der Lastschrift begünstigten Bankkunden, so stellt dies kein unzulässiges
Betreiben eines Bankgeschäfts i.S. des § I I KWG dar.

I. Derartige Lastschriftgeschäfte sind keine Einlagengeschäfte i.S. des § 1 I Nr. 1 KWG.

2. Danach lässt sich bei der hier gegebenen Fallkonstellation kein Bankgeschäft feststellen. Vielmehr
stellt sich nach dem äußeren Schein das Geschehen nicht als Bankgeschäft dar und wird bei einer
Betrachtung von außen als solches auch nicht wahrgenommen,

3. Dieses Ergebnis wird auch durch eine am Zweck des Kreditwesensgesetzes orientierte Ausle­
gung bestätigt.

1. Unter Vorteil i.S. der §§ 331 1,333 I StGB ist jede Leistung zu verstehen, auf die der Amtsträ­
ger keinen Rechtsanspruch hat und die seine wirtschaftliche, rechtliche oder auch nur persönli­
che Lage objektiv verbessert. Ein solcher Vorteil kann bereits im Abschluss eines Vertrages lie­
gen, auf den der Amtsträger keinen Rechtsanspruch hat.

2, Für die Frage, ob die Übertragung einer privaten entgeltlichen Nebentätigkeit auf einer Un­
rechtsvereinbarung beruht, kommt es entscheidend darauf an, ob die Beteiligten den in der Ver­
einbarung der entgeltlichen Nebentätigkeit liegenden Vorteil im Sinne eines Gegenseitigkeitsver­
hältnisses mit der Dienstausübung im Rahmen der dienstlichen Tätigkeit verknüpfen wollten,

3. Um das Hervorrufen eines bösen Anscheins möglicher Käuflichkeit eines Amtsträgers zu begeg­
nen, erfasst die Strafbarkeit aucb die Fälle, in denen durch die Vorteile nur das generelle
Wohlwollen des Amtsträgers erkauft bzw. "allgemeine Klimapflege" betrieben wird.
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VERWALTUNGSRECHT

Nach § 67 I SaarlVwVG ordnet das VG auf Antrag der Vollstreckungsbehörde die Ersatzzwangshaft
an, wenn

• die Beitreibung des Zwangsgeldes olme Erfolg versucht worden ist oder feststeht, dass sie kei-
nen Erfolg haben wird, und wenn

• bei der Androhung des Zwangsgeldes hierauf hingewiesen worden ist

Nach § 67 I 2 SaarlVwVG beträt die Ersatzzwangshaft mindestens einen Tag lind höchstens zwei
Wochen.

Gern. § 67 BI SaarlVwVG sind die Anordnung der Ersatzzwangshaft und ihre Vollstreckung nur so
lange zulässig, als der Vollstreckungsschuldner die zu vollstreckende Verpflichtung nicht erfüllt
hat. Das bedeutet, dass die Vollstreckungsschuldnerin von der Ersatzzwangshaft verschont hleibt,
wenn sie zuvor entweder die verlangte Handlung vornimmt oder das festgesetzte Zwangsgeld bezahlt.

,,1m Hinblick m!! die Hartnäck;gkeit, mit der die Vol/streckungsschu/dnerin m~(die Schreiben der Vo//streckungsglaubige­
rin b::w. des VG untätig geblieben ist, kann von vornherein nicht angenommen ,verden, dass eine Ers{ltznvangshaji von nur
einem Tag oder zlvef Tagen ausreichen HJürden, die Vollstreckungsgläubigerin zu veranlassen, ihrer Verpflichtung nachzu­
kommen. Andererseits stellt die Anordnung einer EJ'satZZWlll1gshaft einen schwerwiegenden Eingriff il1 die persönlichen
Freiheitsrecht dar, sodass i/1 diesem Zusammenhang dem Verhältnismäßigkeitsprinzip in besonderer Weise Rechnung zu
tragen ist. Es muss daher heachtet lverden, dass es sich vorliegend um die erstmalige Anordnung der Ersatzzwangshaß für
die Vollstreckungsschuldnerin handelt. .Nach alledem hält die Kammer die Anordnung einer Ersatzzwangshaj! von drei
Tagenfiir angemessen" (VG Trier aaO).

Im Falle einer drohenden Zwangsverheiratung ist der/die hiervon Betroffene als Flüchtling i.S. des
§ 60 I 3 AdenthG anzusehen.

Aus einer in der BRD verbotenen Doppelehe kann kein Aufenthaltsrecht im Wege des Familien­
nachzugs hergleitet werden.

1. Nach dem ausdrücklichen Wortlaut des § 17 I AuslG soll der Ehegattennachzug nur in dem
durch Art. 6 GG gebotenen Umfang erfolgen. Art. 6 GG jedoch schützt die Doppelehe grund­
sätzlich nicht.
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,,/\lach der amtlichen Begründung des RegierungsentH'wß' zu § /7 AuslG hat der Himveis at!f Art. 6 GO begrenzen­
de Funktion, 1IlJI eine l\"ach::ugsberechtigul1g von Familienangehörigen aus einer Mehrehe auszuschließen (vgl. BT­
Dr. 11/632 I, S 60). Dies gilt unabhängig von dem Umstand, dass es nach internationalem Privatrecht möglich sein
kann, die l11ehrehe eines Ausländers zivi/rechtlich als gültig anzusehen (vgl. ove Koblenz, Urteil v. 12.03.2004 - JO
A 11717/03) Denn das Prlmlp der Ehe gehört zu den grundlegenden kulturellen Wertvorstellungen in der BRD
l,md damit auch zu den auch ausländergesetzlichen Regelungen vorgegebenen ve'fassungsrechtlichen Strukturprinzi­
pien (vgl. BVer/GE 62, 323 ~ NJW 83, 51. I, BVerwGE 71, 228 ~ NJW 85, 2097,' OVG Lüneburg Urteil v. 06.07.1992
- 7 L 3634/91)s" (VGH /vlannheim aaO).

2, Daran ändert der Grundsatz des - bis zum lnkrafttreten des Eheschließungsrechtsgesetzes (BGBI I
98, 833) am 01,07,1 998 gültigen - § 23 EheG nichts, wonach sich niemand auf die Nichtigkeit
etwa einer Doppelehe berufen kann, solange diese nicht durch gerichtliches Urteil für nichtig er­
klärt worden ist

"Denn dieser Grundsatz modifizierte nicht etwa das in den §§ 5,20 EheG geregelt gewesene bzw, seit 01.07, 1998 in
§ 1306 BGB geregelte Verbot der Doppelehe. Das Verbot der Dappelehe wird vielmehr durch das Rechtsinstitut der
Nichtigkeit bzw. Aujhebbarkeit der Ehe umgesetzt, gilt zweiseitig auch gegenüber dem Ledigen und ist nicht befrei­
lll1gstauglich. Die gesetzlich gewollte Durchsetzungskrajt dieses Verbots zeigt sich weiter an seiner Strafbewehrtheit
gem. §' 171 StGB sowie der eng begrenzten Möglichkeit des Ausschlusses der Aufhebung einer Doppelehe nach
§§ 13I 4 I, 1315 lJ NI'. I BGB. Das Ausländerrecht ist im Einklang mit diesem Verbot auszulegen Wenn die Erteilung
oder Verlängerung einer Aufenthaltserlauhnis wegen Verstoßes gegen das Verbot der Doppelehe abgelehnt wird,
lrvird sich damit nicht im Sinne des früheren § 23 EheG aufdie Nichtigkeit der Ehe berufen, vielmehr werden die aus­
hjnderrechtlichen i'/ormen veljassungskonjorm angewendet" (VGH Mannheim aaO).

Besondere Gestaltnngsvorschriften in einer Friedhofssatzung, die auf historisch gewachsenen Traditi­
onen beruhen, können schon dann mit dem Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit vereinbar
sein, wenn in der Satzung sichergestellt ist, dass auf Friedhöfen in anderen Ortsteilen sog, "gestal­
tungsü'eie" Grabfelder zur Verfügung stehen,

I, Die Begründung einer Räum- und Streupflicht für einen Gehweg ist mit Art. 3 I GG unverein­
bar, wenn der Grundstückseigentümer zu diesem aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen kei­
nen Zugang nehmen kann,

2, Zur städtebaulichen Erforderlichkeit der Aufhebung ell1es Zugangs- und Zufahrtsverbots (hier
verneint),
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